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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg), Dr. Knabe, Frau Beck-Oberdorf, 
Wetzel, Frau Flinner, Dr. Mechtersheimer, Frau Hillerich, Frau Vennegerts, Such, 
Frau Schoppe, Hüser, Dr. Lippelt (Hannover), Frau Eid, Kreuzeder, Frau Dr. Vollmer, 
Frau Kelly, Frau Rock, Hoss, Frau Garbe, Frau Wollny, Frau Rust, Frau Hensel, 

Frau Saibold, Frau Schmidt (Hamburg), Volmer, Brauer und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Förderung des Aufkommens von elektrischem Strom aus Wasserkraft, 

Wind- und Solarenergie oder anderer, regenerativer unerschöpflicher Energie 
sowie aus rationellen Energieerzeugungsanlagen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, in dieser Legislatur- 
periode einen Gesetzentwurf vorzulegen, der folgende Grund- 
sätze enthält: 

I. 

Wer ein bestimmtes Gebiet mit Strom versorgt, muß die Einspei- 
sung dezentraler Erzeuger aus Wasserkraft bis zu einer Ausbau- 
leistung von 5 MW, Wind- und Solarenergie oder anderer, regene- 
rativer unerschöpflicher sowie rationeller Energieträger in sein 
Netz auf nehmen. 

II. 

Dem Einspeiser soll für jede ins Netz gelieferte Kilowattstunde 
elektrischer Arbeit eine Vergütung in Höhe der vollen betriebs- 
wirtschaftlichen Kosten zufließen, die bei der Verstromung deut- 
scher Steinkohle in rauchgasgereinigten Kraftwerken unter Be- 
rücksichtigung aller Kostenfaktoren durch die Einspeisung ver- 
meidbar sind. 

III. 

Die bisher übliche Unterteilung der Vergütungssätze in Hoch- 
und Niedertarif ist weiterhin zulässig, wenn die Abstufung im 
Rahmen der üblichen Tarifzeiten des aufnehmenden EVU liegt 
und der geforderte Vergleichspreis insgesamt erreicht wird. 

IV. 

Die Anpassung der Vergütung an die vermeidbaren Kosten soll 
fortlaufend erfolgen. 
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V. 

Versorgungsunternehmen, die im Sinne des Energiewirtschafts- 
Gesetzes berechtigt sind, die betriebswirtschaftlichen Kosten der 
Stromerzeugung (Bau, Finanzierung, Betrieb, Amortisation) auf 
die Verkaufspreise umzulegen, dürfen in den Verbrauchererlösen 
als Betreiber von Anlagen im Sinne von II. oder als Beteiligte an 
ihnen keine höheren Kosten verrechnen als die den Einspeisern 
sonst verrechnete Vergütung. 

Bonn, den 1. Dezember 1989 


Dr. Daniels (Regensburg) 
Dr. Knabe 

Frau Beck-Oberdorf 

Wetzel 

Frau Flinner 

Dr. Mechtersheimer 

Frau Hillerich 

Frau Vennegerts 

Such 

Hüser 

Dr. Lippelt (Hannover) 
Frau Eid 


Kreuzeder 

Frau Kelly 

Frau Rock 

Frau Garbe 

Frau Wollny 

Frau Rust 

Frau Hensel 

Frau Saibold 

Frau Schmidt (Hamburg) 

Volmer 

Brauer 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Die Gefahr einer Klimakatastrophe, der Treibhauseffekt und 
Umweltschäden (Gesundheits-, Gebäude-, Waldschäden) fordern 
einen verstärkten Einsatz der regenerativen Energien, insbeson- 
dere der Wasserkraft. Die regenerativen Energien leisten einen 
unverzichtbaren Beitrag zur Energieversorgung. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden derzeit rd. 20 Mrd. 
kWh mittels Wasserkraft erzeugt. Das sind knapp fünf Prozent der 
deutschen Stromerzeugung. 

Die Kernforschungsanlage Jülich geht davon aus, daß das vorhan- 
dene Wasserkraftpotential in der Bundesrepublik Deutschland bei 
ca. 97 Mrd. kWh pro Jahr liegt. Davon können rd. ein Drittel, also 
ca. 30 bis 35 Mrd. kWh - durchaus sinnvoll genutzt werden. Ins- 
gesamt kommt man zu dem Ergebnis, daß noch ein Drittel des 
sinnvoll nutzbaren Potentials somit ausbaufähig ist. Beachtliche 
Reserven liegen in der Reaktivierung und Modernisierung beste- 
hender Wasserkraftwerke. Der naturnahe Neubau ist ebenfalls ins 
Auge zu fassen. Die Güterabwägung hat unter gesamtökologi- 
scher Sicht zu erfolgen. So ist auch die Entlastung der Umwelt 
durch die Vermeidung des Einsatzes von fossilen Energieträgern 
mit zu berücksichtigen. 

Die Erhaltung und der Ausbau der regenerativen, heimischen 
Energiequellen ist nur bei entsprechenden ökonomischen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen möglich. 
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Strompreis 

Nachdem auf freiwilliger Basis keine akzeptable Lösung mit der 
Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke e. V. (VdEW) gefunden 
werden konnte, ist nun der Gesetzgeber gefordert, den regenera- 
tiven Energien einen angemessenen Vergütungssatz aufzuzeigen. 

Eine bessere Kostendeckung muß erreicht werden. Alternativ ist 
der Kostensatz heranzuziehen, der bei einem neuen rauchgasge- 
reinigten Werk, das mit deutscher Steinkohle betrieben wird, 
entsteht. 

Bei regenerativen Energieträgern, bei denen der im Gesetzestext 
geforderte Vergleichspreis der rauchgasgereinigten deutschen 
Steinkohleverstromung für eine wirtschaftliche Betriebsführung 
nicht ausreicht, sind entsprechende Förderprogramme zum Aus- 
gleich der vermiedenen sozialen Kosten aufzulegen, s 
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